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Wichtige neue Entscheidung 

 
Fahrerlaubnisrecht: Konsiliaruntersuchungen im Rahmen einer ärztlichen Begutachtung  
 
§ 11 Abs. 5, 6 FeV, Nr. 6a der Anlage 4a zur FeV, Absatz 2 Nr. 2 b der Anlage 14 zur FeV  
 
Ärztliches Gutachten  
Konsiliaruntersuchung im Hinblick auf die psychophysische Leistungsfähigkeit  
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 22.03.2016, Az. 11 ZB 15.2700 
 
 
 
Orientierungssätze der LAB: 

1. Die Frage nach der psychophysischen Leistungsfähigkeit erfordert neben einer ärztli-

chen Untersuchung eine psychologische Bewertung, da psychologische Testverfahren 

durchzuführen und ggf. auch Kompensationsmöglichkeiten zu prüfen sind. Diese Ab-

klärung erfolgt im Rahmen der Erstellung eines medizinisch-psychologischen Gutach-

tens und bedingt damit auch einen entsprechenden Gutachtensauftrag.   

 

2. Findet eine Konsiliaruntersuchung statt, so muss sich aus dem Gutachten auch erge-

ben, wer die Untersuchung aufgrund welcher Qualifikation durchgeführt hat. 

 

 



Hinweis: 

In einer für (positive) Zulassungsbeschlüsse recht ausführlichen Begründung macht der 

Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) auf einige Grundsätze im Rahmen von 

Konsiliaruntersuchungen aufmerksam.  

 

Von der Klägerin war die Beibringung eines ärztlichen Gutachtens verlangt worden. Bei 

der Erstellung ließ die begutachtende Fachärztin einer Begutachtungsstelle für Fahreig-

nung innerhäuslich eine Konsiliaruntersuchung in Bezug auf die psychophysische Leis-

tungsfähigkeit (Informationsaufnahme, Informationsverarbeitung, motorische Reaktion) 

durchführen. Im Gutachten wurden die Tests und deren Ergebnis referiert und die fehlen-

de Fahreignung auf die sich sonach fehlenden (ausfallartigen) kognitiven Fähigkeiten ge-

stützt.  

 

Der Umstand, dass die Fachärztin ihren Gutachtensauftrag überschritten hatte (vgl. Orien-

tierungssatz 1), war vorliegend angesichts der tatsächlichen Vorlage des Gutachtens 

durch die Klägerin nicht von Bedeutung. Problematisch erscheint dem BayVGH allerdings, 

dass sich im Gutachten keine Angaben zur Person dessen, der die Konsiliaruntersuchung 

durchgeführt hat (Namen und Qualifikation), finden. Die psychologische Bewertung der 

Tests erfordere hierbei eine Qualifikation nach Absatz 2 Nr. 2 b der Anlage 14 zur FeV. 

Nicht festgestanden hatte auch, ob die konsultierte Person ihren Befund im Original dem 

Gutachter vorgelegt hatte (Nr. 6 a der Anlage 4a zur FeV); ein solches Erfordernis besteht 

allerdings offensichtlich dann nicht, wenn eine nach außen hin zutage tretende „Mitzeich-

nung“ des Gutachtens vorliegt.  

 
 
Niese 
Oberlandesanwalt 
 
 

 








